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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

1. Grunderwerbsteuer: Anteilsvereinigung bei einer ausländischen Stiftung 
Urteil vom 30.10.2024, Az: II R 14/23  

2. Bewertungsgesetz: Ableitung des Anteilswerts einer Kapitalgesellschaft aus 
Verkäufen zwischen fremden Dritten 
Urteil vom 25.09.2024, Az: II R 15/21  

3. Bewertungsgesetz: Ableitung des gemeinen Werts von Kapitalgesellschaftsan-
teilen aus Verkäufen 
Urteil vom 25.09.2024, Az: II R 49/22  

4. Kindergeld: Zuständigkeit der Familienkasse  
Urteil vom 17.10.2024, Az: III R 11/23  

5. Abgabenordnung: Steuerfreier Sanierungsertrag 
Urteil vom 10.10.2024, Az: IV R 1/22  

6. Einkommensteuer: Auswirkungen einer rechtsträgerübergreifenden Übertra-
gung stiller Reserven  
Urteil vom 12.12.2024, Az: IV R 24/22  

7. Betriebsausgaben: Verwaltungs- und Konzernabschlusskosten einer Holding 
Urteil vom 27.11.2024, Az: IV R 25/22  

8. Gewerbesteuer: Veräußerung eines Mitunternehmeranteils 
Urteil vom 21.11.2024, Az: IV R 26/22  

9. Einkommensteuer: Mitgliedsbeiträge für Fitnessstudio  
Urteil vom 21.11.2024, Az: VI R 1/23  

10. DBA-Schweiz 1971/2010: Einkünfte eines im internationalen Luftverkehr ein-
gesetzten Piloten 
Urteil vom 24.10.2024, Az: VI R 28/22  

11. Einkommensteuer: Fahrtkosten eines (nicht erwerbstätigen) Teilzeitstudieren-
den  
Urteil vom 24.10.2024, Az: VI R 7/22  

12. Einkommensteuer: Entgelt für die drittnützige Verpfändung eines Bankgutha-
bens  
Urteil vom 22.10.2024, Az: VIII R 7/23  

13. Einkommensteuer: Forderungsverzicht eines Gesellschafters einer Kapitalge-
sellschaft gegen Besserungsschein 
Urteil vom 19.11.2024, Az: VIII R 8/22  

14. Einkommensteuer: Änderung der Gewinnermittlungsart 
Urteil vom 27.11.2024, Az: X R 1/23  
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15. Einkommensteuer: Pensionsrückstellungen für beitragsorientierte Leistungs-
zusagen ohne garantierte Mindestversorgung 
Beschluss vom 04.09.2024, Az: XI R 25/21  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. Grunderwerbsteuer: Anteilsvereinigung bei einer ausländischen Stiftung 

Urteil vom 30.10.2024, Az: II R 14/23 
1. Eine grunderwerbsteuerbare Anteilsvereinigung durch Übertragung von Anteilen an 
einer grundbesitzenden Kapitalgesellschaft auf eine niederländische Stiftung 
("stichting") ist nicht nach § 5 Abs. 1 des Grunderwerbsteuergesetzes (GrEStG) steuer-
frei, wenn der Rechtstypenvergleich ergibt, dass die Stiftung ihrer rechtlichen Struktur 
nach nicht mit einer Gesamthandsgemeinschaft nach innerstaatlichem Recht vergleich-
bar ist. 
 
2. Beruht die Übertragung von Anteilen an einer Gesellschaft auf eine niederländische 
Stiftung ("stichting") weder auf einer Sacheinlage- oder Beitragsverpflichtung noch 
auf einer anderweitigen gesellschaftsvertraglichen Grundlage, da die "stichting" weder 
Gesellschafter noch Anteilseigner hat, sind die Voraussetzungen für eine Steuerbefrei-
ung nach § 6a GrEStG nicht gegeben. 
 

  
2. Bewertungsgesetz: Ableitung des Anteilswerts einer Kapitalgesellschaft aus Ver-

käufen zwischen fremden Dritten 
Urteil vom 25.09.2024, Az: II R 15/21 
1. Der Wert von Anteilen an einer nicht börsennotierten Kapitalgesellschaft ist nicht 
nach § 11 Abs. 2 Satz 3 des Bewertungsgesetzes (BewG) auf den Substanzwert be-
grenzt, wenn eine Ableitung des (niedrigeren) gemeinen Werts aus Verkäufen unter 
fremden Dritten, die weniger als ein Jahr zurückliegen, nach § 11 Abs. 2 Satz 2 BewG 
möglich ist. 
 
2. Zur Ableitung des gemeinen Werts aus Verkäufen zwischen fremden Dritten nach § 
11 Abs. 2 Satz 2 BewG können solche Verkäufe nicht herangezogen werden, bei de-
nen über Jahre hinweg regelmäßig derselbe Preis zugrunde gelegt wird. 
 

  
3. Bewertungsgesetz: Ableitung des gemeinen Werts von Kapitalgesellschaftsantei-

len aus Verkäufen 
Urteil vom 25.09.2024, Az: II R 49/22 
1. Der gemeine Wert eines nicht börsennotierten Anteils an einer Kapitalgesellschaft 
lässt sich nur dann nach § 11 Abs. 2 Satz 2 des Bewertungsgesetzes aus Verkäufen un-
ter fremden Dritten, die weniger als ein Jahr zurückliegen, ableiten, wenn die Veräuße-
rung im gewöhnlichen Geschäftsverkehr erfolgt, der die marktwirtschaftlichen 
Grundsätze von Angebot und Nachfrage vollzieht. Ob dies der Fall ist, richtet sich 
nach den Umständen des Einzelfalls. 
 
2. Ein über die Jahre gleichbleibender pauschaler Holdingabschlag ist bei der Ablei-
tung des gemeinen Werts eines Anteils an einer Kapitalgesellschaft nicht zu berück-
sichtigen, wenn er nicht auf der konkreten Beschaffenheit des Wirtschaftsguts beruht 
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und nicht auszuschließen ist, dass mit diesem auch persönliche Verfügungsbeschrän-
kungen des Anteilsinhabers abgegolten werden sollen. 
 

  
4. Kindergeld: Zuständigkeit der Familienkasse  

Urteil vom 17.10.2024, Az: III R 11/23 
1. Die Familienkasse Zentraler Kindergeldservice wurde mit Beschluss des Vorstands 
der Bundesagentur für Arbeit Nr. 12/2022 vom 27.01.2022 bei der Agentur für Arbeit 
Sachsen-Anhalt Nord als neue Familienkasse wirksam errichtet und mit diesem Be-
schluss sowie dem Beschluss Nr. 129/2022 vom 03.11.2022 jedenfalls wirksam mit 
der Zuständigkeit für die Bearbeitung von Kindergeldverfahren betraut, bei denen Da-
ten von Kindern mit Behinderung verarbeitet werden. 
 
2. Zu den Bezügen eines behinderten Kindes gehören auch Unterhaltsleistungen seines 
Ehegatten, bei deren Ermittlung die (gegebenenfalls einen behinderungsbedingten 
Mehrbedarf einschließenden) Unterhaltslasten des Ehegatten für eigene minderjährige 
Kinder zu berücksichtigen sind (Bestätigung des Senatsurteils vom 20.10.2022 - III R 
13/21, BFHE 278, 444, BStBl II 2023, 655). 
 

  
5. Abgabenordnung: Steuerfreier Sanierungsertrag 

Urteil vom 10.10.2024, Az: IV R 1/22 
1. Die gesonderte Feststellung gemäß § 3a Abs. 4 Satz 1 des Einkommensteuergeset-
zes (EStG) der Höhe des Sanierungsertrags nach § 3a Abs. 1 Satz 1 EStG erfolgt in ei-
nem eigenständigen Verwaltungsakt und wird bei einer Mitunternehmerschaft einheit-
lich vorgenommen (§ 179 Abs. 2 Satz 2 der Abgabenordnung --AO--). Dieser Feststel-
lungsbescheid ist als Grundlagenbescheid für die gesonderte und einheitliche Feststel-
lung von Besteuerungsgrundlagen gemäß § 180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO bin-
dend (§ 182 Abs. 1 Satz 1 AO). 
 
2. Die Stellung eines Antrags nach § 52 Abs. 4a Satz 3 EStG i.d.F. des Gesetzes zur 
Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im Internet und zur 
Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 11.12.2018 (UStAus-
fVerm/StRÄndG) oder nach § 36 Abs. 2c Satz 3 des Gewerbesteuergesetzes i.d.F. des 
UStAusfVerm/StRÄndG ist ein rückwirkendes Ereignis im Sinne von § 175 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 AO. 
 

  
6. Einkommensteuer: Auswirkungen einer rechtsträgerübergreifenden Übertra-

gung stiller Reserven  
Urteil vom 12.12.2024, Az: IV R 24/22 
Die gesellschafterbezogene und rechtsträgerübergreifende Übertragung stiller Reser-
ven nach § 6b des Einkommensteuergesetzes (EStG) führt durch die (erfolgsneutrale) 
Minderung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Reinvestitionswirtschafts-
guts bei der übernehmenden Personengesellschaft dazu, dass sich das Kapitalkonto im 
Sinne von § 15a Abs. 1 Satz 1 EStG in Höhe der übertragenen stillen Reserven redu-
ziert. 
 

  
7. Betriebsausgaben: Verwaltungs- und Konzernabschlusskosten einer Holding 

Urteil vom 27.11.2024, Az: IV R 25/22 
1. Ein Rechtsmittelführer durfte unter der Geltung der Post-Universaldienstleistungs-
verordnung bei normaler inländischer Briefpost darauf vertrauen, dass ein eingeliefer-
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ter Brief am nächsten Werktag ausgeliefert wird, wenn nicht im Zeitpunkt der Absen-
dung konkrete Anhaltspunkte dafür bestanden, dass die Laufzeit überschritten wird 
(Bestätigung der Rechtsprechung). 
 
2. Bei einer gewerblich geprägten Personengesellschaft, deren Tätigkeit ausschließlich 
darin besteht, einen Anteil an einer Kapitalgesellschaft zu halten, um daraus Dividen-
denerträge zu erzielen, die nach § 3 Nr. 40 des Einkommensteuergesetzes (EStG) teil-
weise steuerfrei sind, stehen laufende Verwaltungs- und Konzernabschlusskosten mit 
zum Teil steuerbefreiten Einnahmen in einem wirtschaftlichen Zusammenhang im 
Sinne des § 3c Abs. 2 Satz 1 EStG . 
  
 

  
8. Gewerbesteuer: Veräußerung eines Mitunternehmeranteils 

Urteil vom 21.11.2024, Az: IV R 26/22 
1. Wird an einem Mitunternehmeranteil eine atypische Unterbeteiligung begründet, 
entsteht eine weitere Mitunternehmerschaft in Gestalt der Unterbeteiligungsgesell-
schaft und damit eine (zumindest) doppelstöckige Mitunternehmerschaft. 
 
2. Veräußert der Hauptbeteiligte seinen Anteil an der Personengesellschaft (Hauptge-
sellschaft), unterliegt der Veräußerungsgewinn § 7 Satz 2 Nr. 2 des Gewerbesteuerge-
setzes (GewStG). Dies gilt sowohl für den auf den Unterbeteiligten entfallenden Ver-
äußerungsgewinn als auch für den Veräußerungsgewinn, der auf den "unbelasteten" 
Gesellschaftsanteil entfällt. 
 
3. Der Anwendung des § 7 Satz 2 Nr. 2 GewStG steht nicht entgegen, dass es sich bei 
der Unterbeteiligungsgesellschaft um eine reine Innengesellschaft (ohne Gesellschafts-
vermögen) handelt. 
  
 

  
9. Einkommensteuer: Mitgliedsbeiträge für Fitnessstudio  

Urteil vom 21.11.2024, Az: VI R 1/23 
1. Aufwendungen für die Mitgliedschaft in einem Fitnessstudio erwachsen dem Steu-
erpflichtigen nicht zwangsläufig und sind daher nicht nach § 33 des Einkommensteu-
ergesetzes als außergewöhnliche Belastungen zu berücksichtigen. 
 
2. Dies gilt auch dann, wenn die Teilnahme an einem dort angebotenen, ärztlich ver-
ordneten Funktionstraining die Mitgliedschaft in dem Fitnessstudio voraussetzt. 
 

  
10. DBA-Schweiz 1971/2010: Einkünfte eines im internationalen Luftverkehr einge-

setzten Piloten 
Urteil vom 24.10.2024, Az: VI R 28/22 
Die Einkünfte aus unselbstständiger Arbeit eines im Inland ansässigen Piloten, der 
von einem in der schweizerischen Eidgenossenschaft (Schweiz) ansässigen Unterneh-
men im internationalen Luftverkehr eingesetzt wird, sind nur insoweit von der deut-
schen Einkommensteuer (unter Progressionsvorbehalt) freizustellen, als er seine Tä-
tigkeit nach dem Territorialitätsprinzip auf Schweizer Boden und im Schweizer Luft-
raum ausübt. 
 

  
11. Einkommensteuer: Fahrtkosten eines (nicht erwerbstätigen) Teilzeitstudieren-

den  
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Urteil vom 24.10.2024, Az: VI R 7/22 
Ein Vollzeitstudium im Sinne des § 9 Abs. 4 Satz 8 des Einkommensteuergesetzes 
liegt nur vor, wenn das Studium nach der Studienordnung darauf ausgelegt ist, dass 
sich die Studierenden diesem --vergleichbar einem vollbeschäftigten Arbeitnehmer-- 
zeitlich vollumfänglich widmen müssen. 
 

  
12. Einkommensteuer: Entgelt für die drittnützige Verpfändung eines Bankgutha-

bens  
Urteil vom 22.10.2024, Az: VIII R 7/23 
1. Bei einer entgeltlichen drittnützigen Verpfändung eines Bankguthabens erzielt der 
Sicherungsgeber als Vertragspartner des Sicherungsbestellers Einkünfte aus Leistun-
gen (§ 22 Nr. 3 des Einkommensteuergesetzes --EStG--) und keine Kapitaleinkünfte 
gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG. 
 
2. Einkünfte aus Leistungen gemäß § 22 Nr. 3 EStG erzielt auch, wer einem anderen 
ein (nicht in Anspruch genommenes) Abrufdarlehen für einen bestimmten Zeitraum 
einräumt und hierfür eine Pauschalvergütung erhält. 
 

  
13. Einkommensteuer: Forderungsverzicht eines Gesellschafters einer Kapitalgesell-

schaft gegen Besserungsschein 
Urteil vom 19.11.2024, Az: VIII R 8/22 
1. Der Verlust aus einem auflösend bedingten Forderungsverzicht ist bereits im Zeit-
punkt des Verzichts zu berücksichtigen und nicht erst, wenn feststeht, dass die auflö-
sende Bedingung nicht mehr eintreten wird (Anschluss an Urteil des Bundesfinanz-
hofs --BFH-- vom 24.10.2017 - VIII R 19/16, BFHE 262, 1, BStBl II 2019, 34). 
 
2. Die Anschaffungskosten der Darlehensforderung, auf die unter Besserungsvorbe-
halt verzichtet worden ist, sind nicht, auch nicht anteilig, der Besserungsanwartschaft 
zuzuordnen. 
 
3. Bei der Prüfung, ob die im Anwendungsbereich der Abgeltungsteuer anzuneh-
mende Vermutung der Einkünfteerzielungsabsicht im Einzelfall widerlegt ist, ist eine 
Gesamtbetrachtung von Gesellschafterdarlehen und Gesellschafterbeteiligung vorzu-
nehmen (Anschluss an BFH-Urteil vom 20.06.2023 - IX R 2/22, BFHE 280, 531). 
 
4. § 20 Abs. 8 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) ist dahin auszulegen, dass 
§ 20 Abs. 2 EStG von § 17 EStG nur verdrängt wird, wenn und soweit sich der Ver-
lust im zu beurteilenden Zeitraum bei der Ermittlung der Einkünfte aus § 17 EStG 
auswirkt. Das setzt insbesondere voraus, dass die Tatbestände des § 20 Abs. 2 EStG 
und des § 17 Abs. 4 EStG im selben Veranlagungszeitraum verwirklicht werden. 
  
 

  
14. Einkommensteuer: Änderung der Gewinnermittlungsart 

Urteil vom 27.11.2024, Az: X R 1/23 
1. Die Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensvergleich ist der gesetzessystemati-
sche Regelfall. Die Gewinnermittlung durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung 
kommt nur bei Erfüllung der in § 4 Abs. 3 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes ge-
nannten Voraussetzungen in Betracht. 
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2. Ein nicht buchführungspflichtiger Steuerpflichtiger hat sein Wahlrecht auf Ge-
winnermittlung durch Betriebsvermögensvergleich wirksam ausgeübt, wenn er eine 
Eröffnungsbilanz aufstellt, eine kaufmännische Buchführung einrichtet und aufgrund 
von Bestandsaufnahmen einen Abschluss macht. Der Abschluss ist in dem Zeitpunkt 
erstellt, in dem der Steuerpflichtige ihn fertiggestellt hat und objektiv erkennbar als 
endgültig ansieht. 
 
3. Der Steuerpflichtige bleibt für den betreffenden Gewinnermittlungszeitraum an die 
einmal getroffene Wahl gebunden, es sei denn, er legt eine Änderung der wirtschaftli-
chen Verhältnisse und einen vernünftigen wirtschaftlichen Grund für den Wechsel 
dar. 
 
4. § 177 Abs. 1 der Abgabenordnung enthält keine selbständige Rechtfertigung, die 
getroffene Wahl der Gewinnermittlungsart zu ändern. 
 

  
15. Einkommensteuer: Pensionsrückstellungen für beitragsorientierte Leistungszu-

sagen ohne garantierte Mindestversorgung 
Beschluss vom 04.09.2024, Az: XI R 25/21 
1. Pensionsrückstellungen sind dem Grunde nach auch für erteilte Versorgungszusa-
gen im Sinne des § 6a Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) zu bilden, die ei-
nen rechtsverbindlichen Anspruch auf Versorgungsleistungen bei Eintritt des Versor-
gungsfalls unter der aufschiebenden Bedingung einräumen, dass sich die Höhe der zu-
gesagten Leistung danach richtet, welchen Wert eine Rückdeckungslebensversiche-
rung, die in Fondsanteile investiert, beim Eintritt des Versorgungsfalls hat. 
 
2. Der Teilwert einer Pensionsverpflichtung richtet sich auch bei beitragsorientierten 
Leistungszusagen ohne garantierte Mindestleistung nach § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 
1 Halbsatz 2 EStG für den Teil der Versorgungszusage, der auf einer Zusage im Rah-
men einer Entgeltumwandlung im Sinne von § 1 Abs. 2 des Gesetzes zur Verbesse-
rung der betrieblichen Altersversorgung beruht, und im Übrigen nach § 6a Abs. 3 Satz 
2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 1 EStG. Der Teilwert ist nicht abweichend von § 6a Abs. 3 
EStG mit dem jeweils aktuellen Wert der Rückdeckungslebensversicherung (bezie-
hungsweise der Fondsanteile) zum jeweiligen Bilanzstichtag zu bewerten. 
  

 

 


